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Veranstaltung aus Anlass des Internationalen Tages der Menschen mit 
Behinderung am 05. Dezember 2014 in Köln  

 

Rede  

Henriette Reker 

Dezernentin für Soziales, Integration und Umwelt der Stadt Köln 

Barrierefreies Wohnen 

Ich lade Sie zu einem kurzen Spaziergang ein. Folgen Sie mir auf meinem Weg 
durch eine barrierefreie Wohnung und zur Tür hinaus in das Viertel. 

Ich zeige Ihnen als erstes eine barrierefreie Wohnung, wie sie vom Land 
Nordrhein-Westfalen festgelegt ist: 

Abb.: Bad mit nachträglich eingebauter bodengleicher Dusche 

    

(Quelle: wohnmobil) 

In den Wohnungen dürfen keine Stufen, keine Schwellen und keine unteren 
Türanschläge vorhanden sein.  

Die Bäder sind mit bodengleichen Duschen ausgestattet.  

Alle Türen sind mindestens 90 cm breit.  
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Abb.: Stufenlos von der Straße aus erreichbare Eingangstür 

    

(Quelle: wohnmobil) 

Der Hauseingang, die Erdgeschosswohnungen und der Aufzug müssen 
stufenlos von der Straße aus erreichbar sein.  

Außerdem muss es möglich sein, nachträglich einen Aufzug einzubauen.  

 

… und zur Tür hinaus in das Viertel. 

Abb.: Fußgängerüberweg mit taktilen Bodenindikatoren, Bonner Straße 

 

(Quelle: Stadt Köln) 

Hier sind beispielsweise abgesenkte Bordsteine, eine Blindensignalisierung an 
Ampeln, wohnungsnahe Einkaufsmöglichkeiten, Ärzte und Treffpunkte wichtig. 

Die Wohnungen, die nach den Richtlinien des Landes gebaut worden sind, sind 
aber nicht wirklich barrierefrei:  
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 Die Mehrzahl dieser Wohnungen sind für Rollstuhlfahrer und 
Rollstuhlfahrerinnen nicht erreichbar, weil ja nur die 
Erdgeschosswohnungen stufenlos erreichbar sein müssen, 

 die Belange von Blinden und sehbehinderten Menschen sind nicht beachtet 
worden und  

 ebenso wenig die Belange von hörgeschädigten Menschen. 

Ich komme auf dieses Problem später noch zurück. 

Wie sieht es heute auf dem Kölner Wohnungsmarkt aus? 

Ende 2013 gab es in Köln etwa 550.000 Wohnungen. 

Abb.: Geförderte Wohnungen und Gesamtwohnungsbestand im Vergleich 

 

(Quelle: Stadt Köln) 

Leider wissen wir nicht genau, wie viele dieser Wohnungen zu günstigen Mieten 
angeboten werden. Wir wissen aber zumindest, dass Ende 2013 noch etwas 
weniger als 38.000 Wohnungen einer Mietpreisbindung unterlegen haben. Sie 
sind nämlich mit öffentlichen Mitteln gefördert worden, sind also sogenannte 
Sozialwohnungen. 

Wir haben errechnet, dass fast die Hälfte der Kölner Haushalte Anspruch auf 
eine solche Sozialwohnung haben. 

Es ist also offensichtlich, dass wir zu wenige Wohnungen mit günstigen Mieten 
haben. Viele Haushalte suchen dringend eine solche Wohnung, finden aber 
keine. 

Die Abbildung zeigt auch die Veränderung des Bestandes an 
Sozialwohnungen. Es wird deutlich, dass die Zahl der Sozialwohnungen seit 
Jahren beständig abnimmt. 

Das liegt am Auslaufen der Sozialbindungen. Diesen Verlust an Wohnungen mit 
günstigen Mieten können wir nur auffangen, wenn jährlich für mindestens 1.000 
neue Sozialwohnungen die Fördermittel bewilligt werden. 

Diese Zahl wurde zuletzt 1999 erreicht. Im Jahr 2012 wurden für dramatisch 
wenige Wohnungen Fördermittel bewilligt, um genau zu sein: für nur 210 
Wohnungen. Im Jahr 2013 war die Zahl dann wieder deutlich höhen: Es wurden 
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für 537 Wohnungen Fördermittel bewilligt. Aber auch das sind immer noch viel 
zu wenige. 

Abb.: Beispiel eines zeitgemäßen geförderten Mietwohnungsbaus - 
Waldbadviertel in Köln-Ostheim 

 

(Quelle: Stadt Köln. Bericht „Wohnen in Köln“) 

Uns interessiert heute aber besonders die barrierefreie Wohnung. 

In Köln lebten Anfang 2012 über 100.000 Menschen mit einer anerkannten 
Schwerbehinderung von mindestens 50 Prozent. 

Durch die Veränderung der Altersstruktur und die wachsende Zahl älterer 
Menschen steigt die Nachfrage nach altersgerechtem, also möglichst 
barrierefreiem Wohnraum. 

Seit 1998 müssen alle vom Land geförderten Mietwohnungen „barrierefrei“ sein. 
Was das heißt, habe ich eben erläutert. 

Ende 2013 gab es in Köln über 8.000 solcher barrierefreier Sozialwohnungen. 

Sie sind aber nicht alle wirklich barrierefrei. Ohne Stufen erreichbar sind nur 
4.700 dieser Wohnungen. 

Eine weitere Einschränkung kommt hinzu: Die entstehenden „barrierefreien“ 
Wohnungen sind zwar für gehbehinderte Menschen geeignet, aber nicht 
unbedingt für Personen, die einen Rollstuhl nutzen müssen. 

Nur 234 Wohnungen sind für Rollstuhlfahrer und Rollstuhlfahrerinnen geeignet. 
Diese Wohnungen dürfen nur an Rollstuhlfahrer und Rollstuhlfahrerinnen 
vermietet werden. 

Lassen Sie mich hier schon sagen, dass wir über eine feste Quote von 
Wohnungen nachdenken müssen, die uneingeschränkt mit dem Rollstuhl 
nutzbar sind. 
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Was müssen wir tun, um mehr barrierefreie Wohnungen zu 
bekommen? 

Bei der Umsetzung des Handlungskonzeptes zur Kölner Behindertenpolitik 
„Köln überwindet Barrieren – eine Stadt für alle“ verfolgt die Stadt Köln unter 
anderem zwei Ziele: 

 Die Zahl der neu gebauten barrierefreien Wohnungen soll erhöht werden 

und  

 die Barrieren im Wohnungsbestand sollen verringert werden. 

Ich zeige Ihnen eine Tabelle mit auswählten wohnungspolitischen 
Beschlüssen des Rates der Stadt Köln. Ziel aller dieser Beschlüsse ist es, 
dass in Köln mehr preiswerte Wohnungen gebaut werden. 

Beschluss Sitzung am 

Handlungskonzept preiswerter Wohnungsbau 

Auftrag, die Voraussetzungen zu schaffen, dass jährlich 
mindestens 1.000 geförderte Mietwohnungen 
sozialraumverträglich finanziert und errichtet werden 
können. 

02.02.2010 

Wiedereinstieg in ein kommunales 
Wohnungsbauförderungsprogramm 

13.10.2011 

Städtisches Sonderprogramm „Bezahlbaren Wohnraum 
sichern – Investoren motivieren – Sonderprogramm 
auflegen“ 

17.12.2013 

„Kooperative Baulandmodell“ mit einer Quote von 
mindestens 30 % für den geförderten Wohnungsbau 

17.12.2013 

Stadtentwicklungskonzept Wohnen 11.02.2014 

 

Wie ich bereits erläutert habe, müssen alle diese neu gebauten 
Sozialwohnungen – mit den von mit erläuterten Einschränkungen – barrierefrei 
sein. 

Nun wollen wir aber mehr umfassend barrierefreie und rollstuhlgerechte 
Wohnungen haben, und diese Wohnungen sollen zugleich günstige Miete 
haben. Das wird schwierig. Die privaten Bauherren werden solche Wohnungen 
zumindest in Köln nicht aus freien Stücken bauen. 

Ihnen ein weiteres Zusatzdarlehen anzubieten, wird nicht ausreichen. Wir 
werden also darüber nachdenken müssen, als Stadt oder als Land für ein 
solche Mehr an Barrierefreiheit Zuschüsse zu zahlen. 

Wenn wir mehr altengerechte und barrierefreie Wohnungen schaffen wollen, 
dann müssen wir aber auch über die schon vorhandenen Wohnungen 
sprechen. Im Stadtentwicklungskonzept Wohnen wird daher der barrierefreie, 
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mindestens jedoch barrierearme Umbau des Wohnungsbestandes als eine 
Leitlinie der Kölner Wohnungspolitik festgelegt. 

Diesem Ziel dient es, das Modellprojekt der GAG Immobilien AG zum 
Thema „Altersgerecht umbauen“ bekannter zu machen. Wir wollen, dass 
weitere private Bauherren sich an der GAG ein Beispiel nehmen. Sie sollen von 
den Erfahrungen der GAG lernen und ihre Wohnungen barrierefrei umbauen. 

Bei den Beratungsgesprächen und bei der Werbung für barrierefreies Bauen 
machen wir immer deutlich: eine barrierefreie Wohnung kostet in der Erstellung 
nur wenig mehr, als eine nicht-barrierefreie Wohnung. Untersuchungen 
sprechen hier von Mehrkosten von bis zu 5 Prozent.  

Wegen dieser Mehrkosten sollte niemand auf das barrierefreie Bauen 
verzichten. 

Ich pflichte Herrn Killewald, dem Behindertenbeauftragten des Landes NRW, 
zu. Er hat kürzlich dem Kölner Stadt-Anzeiger folgendes gesagt: 

„Es wird zu wenig bedacht, dass Menschen, die in preiswerte Wohnungen 
einziehen, womöglich später im Alter, wenn sie auf einen Rollstuhl angewiesen 
sind, aus diesen Wohnungen raus müssen, wenn sie nicht behindertengerecht 
umgebaut werden können. Ausbaden muss das dann die Gesellschaft, weil 
diese Menschen dann oft in Pflegeheime müssen und die Kommunen die 
Kosten zu tragen haben, da es sich um einkommensschwache Personen 
handelt.“1 

Die Stadt Köln wird natürlich private Bauherren besser überzeugen, wenn sie 
selbst mit gutem Beispiel vorangeht. 

Abb.: Sozialhaus Kulmbacher Straße in Köln-Höhenberg 

 

(Quelle: Bergblau Architektur) 

Der Rat der Stadt Köln hat im Jahr 2012 entschieden, beim Neubau städtischer 
Sozialhäuser zur gemischt belegten Unterbringung von obdachlosen Kölner 
Bürgern und Bürgerinnen keine Aufzüge mehr einzubauen und auch keine 
rollstuhlgerechten Wohnungen zu bauen. 

                                            
1
 Kölner Stadt-Anzeiger, 06. November 2014. 
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Ohne Aufzug sind aber nicht alle Wohnungen, sondern nur die Wohnungen im 
Erdgeschoss des Hauses barrierefrei erreichbar. 

Ich hoffe sehr, dass der Rat diese Entscheidung nach der heutigen Diskussion 
nochmals überdenkt. 

 

Einen wichtigen Beitrag zum Thema barrierefreies Wohnen leisten  

 die Zentrale Beratungsstelle für behindertengerechtes Wohnen bei der 
Stadt Köln 
 

Abb.: Screenshot der städtischen Internetseite 

  

 

 „wohn mobil“, die Beratungsstelle für Wohnungsanpassung und 
Wohnungswechsel 
 
Abb.: Screenshot der Internetseite von „wohn mobil“ 

 

Diese Beratungsstellen haben den Auftrag, Kölner Bürgern und Bürgerinnen, 
die beispielsweise auf die Benutzung eines Rollstuhls oder eines Rollators 
angewiesen sind, fachkundig zu beraten. Sie werden auch bei der 
Wohnungssuche und dem Umzug unterstützt. 
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Abb.: Wohnprojekt Ledo in Köln-Riehl 

 

(Quelle: Stadt Köln. Handlungskonzept zur Kölner Behindertenpolitik) 

Wir wollen auch besondere Wohnformen fördern. So soll die in Köln sehr 
erfolgreich gestartete Initiative zur Einrichtung von Mehrgenerationen-
Wohnprojekten weiter verfolgt werden. Wir wollen möglichst in jedem 
Stadtbezirk ein solches Wohnprojekt haben. 

Eine besondere Bedeutung kommt auch Wohnformen wie dem sogenannten 
Service-Wohnen zu. Hierbei wird das Wohnen in den „eigenen vier Wänden“ 
mit Pflege und Betreuung verknüpft. 

Aktionsplan der Landesregierung „Eine Gesellschaft für alle – 
nrw inklusiv“ 

Abb.: Logo der Landesinitiative „nrw inklusiv“ 

 

 

Trotz aller Anstrengungen wird die Kölner Wohnungspolitik allein die 
erforderliche Zahl barrierefreier Wohnungen nicht erreichen können. 

Daher möchte ich kurz auf die Rolle des Landes Nordrhein-Westfalen eingehen. 
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Die Landesregierung hat den Aktionsplan „Eine Gesellschaft für alle - NRW 
inklusiv“ verabschiedet. Dabei haben die Aktionsfelder Barrierefreiheit, 
selbständige Lebensführung und Wohnen einen hohen Stellenwert. 

Das Land kann auf diesen Feldern beispielsweise durch die Bauordnung und 
durch die Wohnraumförderung Einfluss nehmen. 

 

Bauordnung 

Schon seit längerem ist eine Überarbeitung der Regelungen zur Barrierefreiheit 
in der Landesbauordnung angekündigt. 

Im Interesse der Menschen mit Behinderung wäre es zu wünschen, wenn die 
Ausnahmen vom Gebot des barrierefreien Bauens neu geregelt würden. Ich 
zitiere nochmals Herrn Killewald:  

„Es muss aufhören, dass die Ausnahme zum Standard erklärt wird.“ 

Ansprechen möchte ich auch die Vorschriften zur Aufzugspflicht: Aktuell 
müssen nur in Gebäuden mit mehr als fünf Geschossen Aufzüge eingebaut 
werden. Wäre es angesichts des großen Mangels an barrierefreien Wohnungen 
nicht wünschenswert, diese Pflicht auf alle Gebäude mit mehr als vier 
Geschossen auszuweiten? 

Und schließlich die Vorschriften zur Anzahl der barrierefrei zugänglichen 
Wohnungen eines Gebäudes: Die Landesbauordnung schreibt fest, dass in 
Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen die Wohnungen nur eines 
Geschosses barrierefrei erreichbar sein müssen. Von 
Behindertenorganisationen wird gefordert diesen Pflichtanteil zu erhöhen, etwa 
auf mindestens ein Drittel der über einen vorgeschriebenen Aufzug 
erreichbaren Wohnungen. 

 

Wohnraumförderung 

Die Stadt Köln und das Land Nordrhein-Westfalen sind sich im Ziel einig, 
barrierefreie und bezahlbare Wohnungen zu schaffen oder zu erhalten. 

Das sehen Sie auch an der „Zielvereinbarung zur Umsetzung eines 
Globalbudgets für die Wohnraumförderung“, die Stadt und Land Ende 
August abgeschlossen haben. 

Vereinbart ist damit Folgendes: Das Land stellt in den nächsten vier Jahren 
jährlich 75 Millionen Euro zur Verfügung. Dieses Geld können private Bauherrn 
zinslos bekommen, wenn sie in Köln Sozialwohnungen bauen. 

Diese Planungssicherheit hilft der Stadt Köln, ihre wohnungspolitischen Ziele zu 
erreichen. 

 

Bisher muss bei öffentlich geförderten Neubauwohnungen nur die 
Nachrüstbarkeit eines Aufzuges gewährleistet sein. Das führte dazu, dass im 
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Jahre 2013 in Köln nur 65 % der geförderten Wohnungen über einen Aufzug 
erschlossen wurden. 

Ich meine, wir sollten auch hier – wie schon bei der Landesbauordnung – 
darüber nachdenken, wie der Anteil barrierefreier Wohnungen erhöht werden 
kann. Möglicherweise muss die bloße „Nachrüstbarkeit“ in Frage gestellt 
werden. 

Und was müssen wir tun, wenn wir barrierefreie Stadtviertel 
haben wollen? 

Ältere Menschen und Menschen mit Behinderung sollen möglichst lange in ihrer 
vertrauten Umgebung wohnen bleiben können. Damit dies möglich ist, müssen 
auch die Stadtviertel altengerecht und barrierefrei werden. 

Dies kann nur gelingen, wenn wir den Wohnungsbau nicht als für sich allein 
stehende Aufgabe begreifen.  

Das Land möchte Maßnahmen des Wohnungsbaus verstärkt mit 
städtebaulichen Maßnahmen verbinden. Dieser Weg ist richtig. Wir brauchen 
„generationengerechte Wohnquartiere“ und eine inklusive Gestaltung der 
Stadtteile. 

Abb.: Karte aus dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept 

 

(Quelle: Stadt Köln) 

Hierzu trägt die Stadt Köln beispielsweise mit ihrem Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept bei. Mit diesem Konzept soll die Versorgung mit den alltäglich 
nachgefragten Waren und Dienstleistungen in der Nähe der Wohnung gesichert 
werden. 

Zudem müssen auf öffentlichen Wegen, auf Plätzen und in Grünanlagen 
Barrieren beseitigt und die Nutzbarkeit dieses öffentlichen Raums für ältere 
Menschen und Menschen mit Behinderung verbessert werden. 

Die Einzelmaßnahmen müssen in einem – wie das Land es nennt – 
„Handlungskonzept für eine zukunftsfeste Quartiersentwicklung“ gebündelt 
werden. Denn barrierefrei ist ein Stadtteil beispielsweise erst dann, wenn die 
Wege durchgängig nutzbar sind. Ist an einer Stelle eine Lücke, etwa eine 
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Treppe oder eine mehrspurige Straße ohne gesicherten Überweg, dann 
funktioniert das ganze System nicht. 

Nicht ohne die private Wohnungswirtschaft … 

Ich habe jetzt viel über die ‚öffentlichen Hände‘ gesprochen. Natürlich haben 
Stadt und Land eine besondere soziale Verantwortung. Der Wohnungsbau 
gelingt aber nur im Zusammenspiel von öffentlichen und privaten Interessen. 
Daher zum Schluss ein Appell an die private Wohnungswirtschaft: 

Nehmen Sie Ihre Verantwortung wahr und nutzen Sie die verschiedenen 
Förderangebote für barrierefreies Bauen. Ohne ihre Beteiligung und ihren 
Einsatz werden wir es in Köln nicht schaffen, die erforderliche Zahl 
barrierefreier Wohnungen anbieten zu können. 

Und bauen Sie Wohnungen mit anpassungsfähigen Grundrissen. Der 
langjährige Mieter, der im Alter auf den Rollstuhl angewiesen ist, müsste nicht 
umziehen, wenn der Wohnungsgrundriss nach seinen Bedürfnissen ohne 
großen Aufwand verändert werden könnte. Bautechnisch ist so etwas möglich. 
Nutzen Sie den Ideenreichtum und das Fachwissen der Architekten und bauen 
Sie die passenden Wohnungen für eine inklusive Gesellschaft. 

Das ist gut für die alten Menschen und die Menschen mit Behinderung. Und das 
ist auch gut für Sie, denn sie behalten ihre langjährigen Mieter und Mieterinnen. 


